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79/2014 
 
 

 
Kreis Paderborn 

Der Landrat 
 – Jugendamt – 

Aldegreverstr. 10 – 14 
33102 Paderborn 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 
 
 
Der Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung am 24.04.2014 das „Medizinisches Zentrum 

für Gesundheit Bad Lippspringe GmbH (MZG-Westfalen)“ gemäß § 75 Achtes Buch Sozial-

gesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII - KJHG) in Verbindung mit § 25 Erstes Ge-

setz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes –  AG-KJHG  als Träger der freien 

Jugendhilfe anerkannt.“ 

 

 
 
Im Auftrag  
 
gez. 
 
 
Hutsch 
 



                                                                  Amtsblatt 
für den Kreis Paderborn 

 
71. Jahrgang 14. Mai 2014 Nr. 21 / S. 6    
 
80/2014 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

 – Umweltamt – 
Aldegreverstr. 10 – 14 

33102 Paderborn 
 
Az.: 66.6/02150-13-14 

 
Immissionsschutz 

Entscheidung über die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG) 
für die Errichtung und Betrieb einer Sauenanlage in 33165 Lichtenau 

 
 
 
Die B & B Sauenhaltung und Ferkelaufzucht GbR, Ringstr. 11, 33165 Lichtenau, beantragt für den 
Standort, Heggehof, 33165 Lichtenau, Gemarkung Asseln (Flur 4, Flurstück 113), die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb einer 
Anlage zum Halten oder zur Aufzucht von 749 Sauen einschließlich dazugehörender Ferkelaufzucht-
plätze mit 3.456 Ferkel.  
 
Die v.g. Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP-pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 7.8.3 
Spalte 2 als Vorhaben genannt, für die im Rahmen eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
nach § 3 c Satz 1 des UVPG zu prüfen ist, ob das Vorhaben nach den in der Anlage 2 UVPG aufge-
führten Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 12 UVPG 
zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen wurde entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht notwendig ist, da das Vorhaben nach überschlägiger Prüfung keine erhebli-
chen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann. 
 
Die Feststellung ist selbständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3 a des UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
Hübner 
 
 
 
 


